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Strategische Bedeutung des In-
tegrierten Handlungskonzepts
Bund und Länder messen dem Integrier-
ten Handlungskonzept für die Umsetzung
des Programms �Stadtteile mit besonde-
rem Entwicklungsbedarf � die soziale
Stadt� strategische Bedeutung bei. Dies
wird in Artikel 2, Absatz 4 der von Bund
und Ländern geschlossenen Verwaltungs-
vereinbarungen zur Städtebauförderung
(1999�2001) deutlich: �Die Probleme der
Stadtteile mit besonderem Entwicklungs-
bedarf sind mit einem integrierten Konzept
im Sinne einer ganzheitlichen Aufwer-
tungsstrategie in einem umfassenderen
Zusammenhang zielgerichteter sozialer
und ökologischer Infrastrukturpolitik anzu-
gehen. (...) Maßnahmebegleitend ist ein
auf Fortschreibung angelegtes gebietsbe-
zogenes integriertes stadtentwicklungspo-
litisches Handlungskonzept durch die Ge-
meinden aufzustellen. Das Handlungskon-
zept (Planungs- und Umsetzungskonzept
sowie Kosten- und Finanzierungsüber-
sicht) soll zur Lösung der komplexen
Probleme zielorientierte integrierte Lö-
sungsansätze aufzeigen, alle Maßnahmen
zur Erreichung der Ziele � auch die ande-
rer Bau- und Finanzierungsträger � erfas-
sen sowie die geschätzten Ausgaben und
deren Finanzierung darstellen.� Mit diesen
Bestimmungen wird gleichzeitig die För-
derfähigkeit eines Gebietes an die Erar-
beitung eines integrierten stadtentwick-
lungspolitischen Handlungskonzepts für
das Quartier gebunden.

In dem Leitfaden der ARGEBAU-Minister-
konferenz zur Ausgestaltung der Gemein-
schaftsinitiative �Soziale Stadt� (2. Fas-
sung, Stand 1. März 2000) wird die strate-
gische Rolle der Integrierten Handlungs-
konzepte bestätigt; zugleich werden deren
prozesshafter Charakter sowie die erfor-
derliche Eigeninitiative der örtlichen Akteu-

re bei der Erarbeitung und Umsetzung
dieser Konzepte betont. Soweit die Länder
bislang Verwaltungsvorschriften, Richtli-
nien, Ausschreibungen oder Arbeitshilfen
zum Programm Soziale Stadt veröffentlicht
haben, gehen auch diese in der Regel auf
das Integrierte Handlungskonzept ein.
Zum Teil werden die Regelungen der
Verwaltungsvereinbarungen übernommen,
mehrheitlich aber darüber hinausgehende
Anforderungen im Hinblick auf inhaltliche
und verfahrensbezogene Aspekte der
Handlungskonzepte formuliert.

Zurückhaltende Praxis in den
Kommunen
Trotz der großen Bedeutung, die Bund
und Länder dem Integrierten Handlungs-
konzept beimessen, zeigt die Umsetzung
des Programms Soziale Stadt in den von
den Ländern ausgewählten 16 Modellge-
bieten, dass im Hinblick auf die Erstellung
des Integrierten Handlungskonzepts bis-
lang eine noch eher zurückhaltende Praxis
vorherrscht.

In sieben Gebieten � dies wird aus einer
Auswertung der im Mai 2001 von den Pro-
grammbegleitungen vor Ort (PvOs) vor-
gelegten Zwischenberichte ersichtlich �
gibt es kein Integriertes Handlungskon-
zept; für drei Gebiete wird berichtet, dass
ein Konzept ausgearbeitet werde, und le-
diglich für sechs Gebiete wird mitgeteilt,
dass ein Integriertes Handlungskonzept
vorliege. In letzteren Fällen handelt es sich
um sehr unterschiedliche Konzepte � dies
lässt erkennen, dass Unsicherheiten über
Formen, Inhalte und Verfahren der Kon-
zeptentwicklung sowie über Umsetzungs-
und Fortschreibungsmethoden bestehen.
Vermutlich ist die Situation in den übrigen
inzwischen 249 Programmgebieten nicht
viel anders.

Integrierte Handlungskonzepte:
Funktion und Voraussetzung
Probleme und Handlungserfordernisse in
den �Stadtteilen mit besonderem Entwick-
lungsbedarf� weisen weit über baulich-
räumliche Aufgaben und Lösungsmöglich-
keiten hinaus. Wesentliches Merkmal so-
zialer Stadtteilentwicklung ist deshalb die
Querschnittsorientierung. Anders als bei
der traditionellen Stadterneuerung stehen
sozial-, beschäftigungs-, bildungs-, um-
welt- und kulturpolitische sowie wohnungs-
wirtschaftliche Anforderungen gleichbe-
rechtigt neben baulich-städtebaulichen
Aufgaben. Alle diese Fachbelange und
Handlungsfelder sollen unter besonderer
Berücksichtigung nicht-investiver Maß-
nahmen in den Integrierten Handlungs-
konzepten zusammengefasst und vernetzt
werden. Entsprechend sind Mittel aus un-
terschiedlichen Töpfen � seien es öffentli-
che Fördermittel oder Gelder von Priva-
ten � ressort- und ämterübergreifend für
die Entwicklung der Quartiere zu bündeln.
Damit wird das Integrierte Handlungskon-
zept zu einem wesentlichen Steuerungs-
und Koordinierungsinstrument sozialer
Stadtteilentwicklung.

Das Integrierte Handlungskonzept fungiert
als Orientierungsrahmen für die Steuerung
der Programmumsetzung im Hinblick auf
Projektentwicklung und -realisierung und
damit auch in Bezug auf die Bündelung
des Mitteleinsatzes. Politisch beschlossen
bildet das Integrierte Handlungskonzept
die verbindliche Grundlage für den Res-
sourceneinsatz aller zuständigen Fachres-
sorts und Ämter. Gleichermaßen soll es
verlässliche Basis für private Investitionen
sein. Und schließlich dient es dem Land
als Grundlage für die Vergabe von Pro-
gramm-Mitteln der Sozialen Stadt und der
traditionellen Städtebauförderung sowie
für deren Bündelung mit Fördermitteln aus
anderen Programmen.

Die Stadtteilentwicklung durch das Integ-
rierte Handlungskonzept wirkungsvoll und
effizient zu steuern setzt voraus, das Kon-
zept sorgfältig zwischen allen zuständigen
Ressorts oder Ämtern und lokal wirksa-
men Akteuren abzustimmen. Dies gilt ins-

Integriertes Handlungskonzept
Steuerungs- und Koordinierungsinstrument für die
soziale Stadtteilentwicklung
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besondere für ressortübergreifende Maß-
nahmen und Projekte sowie die Austarie-
rung privatwirtschaftlicher und gemein-
wohlorientierter Interessen. Die Erarbei-
tung, Umsetzung und Fortschreibung des
Integrierten Handlungskonzepts ist daher
gleichzeitig Anstoß für Kommunikations-
und Koordinationsprozesse zwischen den
Akteuren vor Ort und in der Verwaltung.

Schließlich soll das Integrierte Handlungs-
konzept, indem es verlässliche und moti-
vierende Zukunftsperspektiven festlegt,
eine Grundlage schaffen, um die örtlichen
Potenziale für die Stadtteilentwicklung zu
aktivieren, soll es das Vertrauen bilden,
das Investoren aus der Privatwirtschaft
benötigen, um ihren Beitrag zu leisten.

Elemente und Handlungsfelder
Integrierter Konzepte
In den Verwaltungsvereinbarungen zur
Städtebauförderung (1999�2001), im Leit-
faden der ARGEBAU sowie in den Anfor-
derungen der Länder an Integrierte Hand-
lungskonzepte (vgl. in diesem Heft S. 7 ff.)
zeichnen sich die nachfolgend aufgeführ-
ten Elemente als grundlegend für einen
leistungsfähigen Einsatz des Instruments
ab; diese Einschätzung wird durch die Er-
fahrungen aus der Programmbegleitung �
bundesweit und vor Ort in den Modellge-
bieten � bestätigt:

Gebietsauswahl und -abgrenzung: Be-
gründung der Auswahl und Abgrenzung
des Gebietes, Analyse der gesamtstädti-
schen Bedeutung und Funktion des Ge-
bietes;

Struktur-, Problem- und Potenzialanalyse:
kurzer Abriss zur Entwicklung des Gebie-
tes, Analyse der funktionalen, städtebauli-
chen, ökonomischen, sozialen und ökolo-
gischen Strukturen, Probleme und Poten-
ziale im Gebiet, Identifikation und Benen-
nung zentraler Problemfelder und Ent-
wicklungspotenziale;

Einbeziehung bereits vorliegender Hand-
lungsprogramme und Einzelmaßnahmen:
z.B. städtebauliche Sanierungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen, Beschäftigungs-
und Qualifizierungsmaßnahmen, Verbes-

serungen der sozialen Infrastruktur, Wohn-
umfeldmaßnahmen, Stadtteilinitiativen;

Leitlinien und Entwicklungsziele: Formulie-
rung eines Leitbildes, Identifikation zent-
raler Leit- und Oberziele, Definition spezi-
fischer Entwicklungsziele für einzelne
Handlungsfelder, Vernetzung der Ent-
wicklungsziele unterschiedlicher Hand-
lungsfelder, Einordnung der Entwicklungs-
ziele in die gesamtstädtische Entwick-
lungspolitik;

Strategien, Maßnahmen und Projekte:
handlungsfeldbezogene Entwicklung und
Darstellung von Strategien, Maßnahmen
und Projekten unter folgenden Aspekten:
Ziel, Gegenstand und Inhalt, erwartete Er-
gebnisse, Auswirkungen auf andere
Handlungsfelder, Verknüpfung mit ande-
ren Strategien, Maßnahmen und Projek-
ten, Träger, Beteiligte, Zielgruppen, Prio-
ritätensetzung, zeitliche Realisierung, Fi-
nanzierungsbedarf und -plan;

Organisation, Management und Pro-
jektsteuerung: Organisationsformen inner-
halb der Verwaltung zur ressort- und äm-
terübergreifenden Abstimmung, Organisa-
tions- und Managementstrukturen auf der
Verwaltungsebene, im intermediären Be-
reich und auf der Quartiersebene ein-
schließlich ihrer Vernetzung (Quartierma-
nagement), Maßnahmen zum Controlling
der Umsetzung des Integrierten Hand-
lungskonzepts;

Einbindung der Quartiersbevölkerung und
Stadtteilakteure: Maßnahmen zur Bewoh-
neraktivierung und -beteiligung im Rah-
men der Erarbeitung, Umsetzung und
Fortschreibung des Handlungskonzepts,
Maßnahmen zur Einbindung der Stadtteil-
akteure;

Begleitende Evaluierung: vorgesehene
Methode der begleitenden (Prozess-)
Evaluierung und der Erfolgskontrolle, Be-
nennung von Indikatoren für die begleiten-
de Evaluierung;

Kosten- und Finanzierungsübersicht: Kos-
ten- und Finanzierungsübersicht für alle
Maßnahmen und Projekte des Integrierten

Handlungskonzepts mit geschätzten Ge-
samtkosten, Anteil kommunaler Mittel,
Anteil privater Mittel, Anteil vorgesehener
Fördermittel des Landes, des Bundes und
der EU.

Eine häufig gestellte Frage zielt auf den
integrativen Gehalt der Konzepte: Was
zeichnet ein Handlungskonzept tatsächlich
als �integriert� aus? Müssen alle oder min-
destens zwei der wie auch immer zu for-
mulierenden Handlungsfelder (vgl. den
Difu-Vorschlag in der Übersicht) im Kon-
zept enthalten sein? Da die Handlungs-
konzepte aus den Stadtteilen heraus ent-
wickelt werden sollen, das heißt an den
Problemen, Potenzialen und Ressourcen
im Gebiet anknüpfen müssen, kann aus
unserer Sicht eine Antwort nur allgemein
formuliert werden. Ein Handlungskonzept
entspricht dann der Forderung, integriert
zu sein, wenn alle zur Lösung der Proble-
me notwendigen Handlungsfelder einbe-
zogen werden � und zwar noch unabhän-
gig davon, inwieweit Fördermittel unter
anderem aus dem Programm Soziale
Stadt zur Verfügung stehen.

Übersicht
Zentrale Handlungsfelder
integrierter Stadtteilentwicklung

! Beschäftigung
! Qualifizierung und Ausbildung
! Wertschöpfung im Gebiet
! Soziale Aktivitäten und soziale

Infrastruktur
! Schulen und Bildung im Stadtteil
! Gesundheit
! Umwelt
! Stadtteilkultur
! Sport und Freizeit
! Zusammenleben unterschiedlicher

sozialer und ethnischer Gruppen
im Stadtteil

! Lokaler Wohnungsmarkt und
Wohnungswirtschaft

! Wohnumfeld und öffentlicher Raum
! Verkehr
! Befähigung, Artikulation und politi-

sche Partizipation
! Image und Öffentlichkeitsarbeit
! Prozess- und Ergebnisevaluation,

Monitoring
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Entwicklung Integrierter Hand-
lungskonzepte
Die Vielfalt möglicher Elemente und
Handlungsfelder des Integrierten Hand-
lungskonzepts verweist auf den hohen
Anspruch, der mit dem Instrument verbun-
den ist. Bisher herrscht in den Kommunen,
was die Aufstellung Integrierter Hand-
lungskonzepte betrifft, noch viel Unsicher-
heit, wie die Erfahrungen aus den Modell-
gebieten der Sozialen Stadt belegen. Dies
liegt zum Teil daran, dass zum Zeitpunkt
der Ausschreibung des Programms und
der Antragstellung viele Grundinformatio-
nen über das Gebiet noch fehlten, Organi-
sations-, Management- und Kommunikati-
onsstrukturen erst aufgebaut werden müs-
sen und in der Regel erheblicher Zeitdruck
besteht. Ganz unterschiedlich wird einge-
schätzt, inwieweit Bottom-up- und Top-
down-Strategien miteinander verknüpft
werden können oder müssen.

Erschwerend wirkt sich offenbar auch aus,
dass die große Erfolgserwartung im Ge-
biet und seitens der Politik ein eher prag-
matisches Vorgehen mit dem Schwerge-
wicht auf schnell realisierbaren Projekten
stützt. Häufig wird mit Projekten und Ein-
zelmaßnahmen in Vorleistung getreten,
obwohl noch gar kein Handlungskonzept
vorliegt und deshalb ein allgemein-
verbindlicher Orientierungsrahmen fehlt.
Dies überrascht nicht, dauert es doch oft
ganz unterschiedlich lange, bis Projekte im
Rahmen bestehender Förderprogramme
bewilligt werden, und ist die Entwicklung
wirklich integrierter, im Quartier abge-
stimmter Handlungskonzepte nicht selten
von unterschiedlichen Geschwindigkeiten
geprägt. Wo bisher von Integrierten
Handlungskonzepten die Rede ist, zeigt
sich bei den Ansätzen eine große Variati-
onsbreite: von der kommentierten Projekt-
übersicht über den städtebaulich domi-
nierten Rahmen- und/oder Maßnahmen-
plan traditioneller Stadterneuerung hin
zum umfassenden Kompendium mit vielen
Elementen vom Leitbild bis zur Beschrei-
bung von Einzelmaßnahmen.

Die �Philosophie� des Programms Soziale
Stadt sowie die Entwicklungsziele und
Handlungsfelder für das Integrierte Hand-

lungskonzept sind im ARGEBAU-Leitfaden
auf der allgemein-abstrakten Ebene for-
muliert. Für die Programmgebiete der So-
zialen Stadt geht es nun darum, aus ihren
spezifischen Problemen, Potenzialen und
Ressourcen heraus eine tragfähige und
nachhaltig wirksame Zukunftsperspektive
einschließlich der Verfahrensprogramma-
tik zu ihrer Realisierung zu entwickeln und
zu begründen. Dabei müssen die Hand-
lungsfelder präzisiert, Projektideen gene-
riert, Prioritäten für deren Umsetzung ge-
setzt, Förderung und Finanzierung akqui-
riert und koordiniert werden. Dies setzt die
detaillierte Kenntnis der Lebensverhältnis-
se im Quartier sowie die Klärung seiner
Funktion für die Gesamtstadt voraus. Wo
entsprechende gebietsbezogene Erhe-
bungen und Untersuchungen bereits vor-
liegen, sind deren Ergebnisse in das über-
greifende Handlungskonzept einzubinden.

Die Entwicklung eines Integrierten Hand-
lungskonzepts durch das Quartiermana-
gement, ein beauftragtes privates Bü-
ro  oder  auch  durch  ein Gebietsteam der
Verwaltung (vgl.
den Beitrag von
Gaby Grimm, Gab-
riele Micklinghoff
und Klaus Werm-
ker in diesem Heft
S. 13 ff.) sollte mit
Aktivierungs-, Be-
teiligungs- und Ab-
stimmungsprozes-
sen sowie öffentli-
chen Diskussions-
runden im Quartier
verknüpft werden.
Die Formulierung
von Zielen und
Leitlinien als Ele-
ment des Integ-
rierten Handlungs-
konzepts erweist
sich als abstrakte
Aufgabe; sie muss
deshalb auf Quar-
tiersebene so ver-
mittelt werden,
dass ein möglichst
großer Teil der
Quartiersbevölke-

rung sich daran beteiligt. Allerdings darf
die Debatte über Leitlinien als Handlungs-
und Orientierungsrahmen für die Gebiets-
entwicklung nicht von jener über konkrete
Maßnahmen, Projekte und Einzelschritte
zur schnellen Verbesserung der Situation
im Gebiet und zur Erreichung der Ziele
losgelöst werden. Die entsprechende Dis-
kussion und Erarbeitung bieten die Chan-
ce, ein gemeinsames Selbstverständnis
und Wir-Bewusstsein im Quartier zu ent-
wickeln und sich über vordringliche Maß-
nahmen, Projekte und Verfahren zu ver-
ständigen.

Darüber hinaus wird durch die bisherigen
Erfahrungen deutlich: die stadtteilöffentli-
che Diskussion über Untersuchungser-
gebnisse zur Situation im Gebiet und die
daraus zu ziehenden Folgerungen liefert
grundlegende Informationen, etwa über
die Probleme und Handlungserfordernis-
se, wie sie von der Quartiersbevölkerung
und lokalen Akteuren gesehen werden,
manchmal auch über notwendige weitere
Untersuchungsschritte.

1. Handlungsfeld Bürgermitwirkung und Stadtteilleben

Lfd. Nr. Bezeichnung
Belegenheit
Träger

Umfang Beschreibung

1.01 Verfügungsfonds Finanzierung kleinerer Maßnahmen,
die die lokale Selbsthilfe und Eigen-
verantwortung fördern

1.02 Stadtteilbüro Sprechstunden vor Ort, lokale Beratungs-
stelle für Bewohnerinnen/Bewohner i.S.
Soziale Stadtteilentwicklung

NN weitere

∑ 1

2. Handlungsfeld Arbeit, Ausbildung und Beschäftigung

Lfd. Nr. Bezeichnung
Belegenheit
Träger

Umfang Beschreibung

2.01 Hausbetreuerprojekt Umbau Eingangsbereich mit Haustreff
und Kindertoilette/Bau von Pförtnerlogen,
Pförtner- und Betreuerdienste

2.05 regionale Vermitt-
lungsagentur

Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger des
Quartiers �abholen� und vermitteln

NN weitere

∑ 2

Abbildung:    Fiktive Beispieltabelle für ein Zeit-Maßnahmen-Kosten-Programm
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Umsetzung und Fortschreibung
Integrierte Handlungskonzepte brauchen
darüber hinaus zu ihrer Umsetzung Rü-
ckendeckung durch die Politik, das heißt
die Selbstbindung des Stadtrates an das
Konzept und an die Stationen seiner Fort-
schreibung. Entwicklungskonzepte für
Städte und Stadtteile kranken häufig ge-
nug daran, dass in ihnen zwar umfassen-
de Ziele und Leitlinien formuliert werden,
diese aber nur Absichtserklärung und
Konsensformel bleiben, wenn sie nicht mit
konkreten Vorschlägen für Projekte und
Einzelmaßnahmen einschließlich einer
Prioritätensetzung sowie einer möglichst
detaillierten Kosten- und Finanzierungs-
übersicht versehen werden. Vor diesem
Hintergrund fordert beispielsweise die
Stadt Hamburg für ihre Quartiersentwick-
lungskonzepte (QUEK; vgl. den Beitrag
von Ludger Schmitz in diesem Heft,
S. 10 ff.) nicht nur eine Kosten- und Fi-
nanzierungsübersicht, sondern ein �Zeit-
Maßnahmen-Kosten-Programm� (ZMKP).

Bisherige Erfahrungen in den Programm-
gebieten der Sozialen Stadt zeigen: wer-

den die lokalen Akteure nicht nur an der
Generierung und Weiterentwicklung von
Projekten und Maßnahmen, sondern auch
an deren Umsetzung beteiligt, kann dies
zu einer Atmosphäre des Aufbruchs und
einer stärkeren Identifizierung der Bewoh-
nerinnen und Bewohner mit dem Quartier
führen.

Integrierte Handlungskonzepte gewinnen
erst in der Wechselwirkung zwischen Kon-
zeptentwicklung und Umsetzungserfah-
rung � im Sinne der in den Verwaltungs-
vereinbarungen gewählten Formulierung:
�maßnahmebegleitend� � schärfere Kon-
tur. Deshalb ist es unerlässlich, die Hand-
lungskonzepte als flexiblen Orientierungs-
rahmen anzulegen, sich kontinuierlich im
gebietsöffentlichen Diskurs über Erfolg,
Misserfolg und Änderungsbedarf zu ver-
ständigen und damit die Konzepte � quasi
als lernende Systeme mit lernenden Ak-
teuren � an gewandelte Bedingungen an-
zupassen. Daraus kann abgeleitet werden,
dass der Fortschreibung der Handlungs-
konzepte kommunalpolitisch besonderes
Gewicht zukommt. Bei großer Flexibilität

und Anpassung der Integrierten Hand-
lungskonzepte muss aber gewährleistet
sein, dass die jeweiligen Umsetzungs-
stände oder Fortschreibungsstationen in
Berichten dokumentiert und dadurch all-
gemein nachvollziehbar werden.

Einbettung der Integrierten
Handlungskonzepte in die
gesamtstädtische Entwicklung
Auswahl und Festlegung von �Stadtteilen
mit besonderem Entwicklungsbedarf�, für
die das Programm Soziale Stadt geschaf-
fen wurde, setzen den gesamtstädtischen
Vergleich voraus, um den besonderen
Entwicklungsbedarf begründen zu können.
Eine fundierte Auswahl der Gebiete erfor-
dert detailliertes kleinräumliches Be-
standswissen über die gesamte Stadt, das
erst in wenigen Städten durch den Einsatz
kontinuierlicher sozialräumlicher Berichts-
systeme vorhanden ist (z.B. in Berlin, Es-
sen, Duisburg und München).

Der gesamtstädtische Aspekt spielt aber
nicht nur für die Auswahl der Stadtteile mit
besonderem Entwicklungsbedarf eine Rol-

Finanzierung (TDM)Teilziel
weiteres Handlungsfeld

Federführung
Finanziers
Sonstige Akteure

Gesamt-
kosten
(TDM) 2000 2001 2002 2003 2004 ff.

Stand
Zeitspanne
(Monat/Jahr)

Sonstige
Prioritäten

Aktivierung und Beteiligung von Be-
wohnerinnen und Bewohnern zur Stär-
kung nachbarschaftlicher Kontakte,
Belebung der Stadtteilkultur

Stadtentwicklungs-
behörde (STEB)

300 30 30 30 30 180 jährliche Veranschla-
gung, angenommen
10 J. Laufzeit

Beratung, Vermittlung, Information,
Treffpunkt für Initiativen und Stadtteil-
gruppen

STEB

Quartiersentwickler/
Sanierungsträger

100 10 10 10 10 60 jährliche Veranschla-
gung, angenommen
10 J. Laufzeit

Alle

Finanzierung (TDM)Teilziel
weiteres Handlungsfeld

Federführung
Finanziers
Sonstige Akteure

Gesamt-
kosten
(TDM) 2000 2001 2002 2003 2004 ff.

Stand
Zeitspanne
(Monat/Jahr)

Sonstige
Prioritäten

Eigentümer (85%) 1 700 1 000 700

BAGS, Arbeitsamt SAM-
Stellen

SAM SAM SAM ff.

Soziale Kontakte und Kontrolle,
Reduzierung des Instandhaltungs-
aufwands,
Stärkung der Nachbarschaft 
Wohnen und Bürgermitwirkung STEB (15%) 300 200 100

im Umbau, Beginn des
Logenbetriebs 3/00
kontinuierlich

Betrieb soll lang-
fristig laufen/
gesichert werden

(hohe Priorität)

Lokale Wirtschaft,
Quartiersentwickler

Perspektiven öffnen, Vorbereitung/
Training zur Reintegration in den ers-
ten Arbeitsmarkt Arbeitsamt, BAGS xx xx

Ausschreibung wird
vorbereitet

bei Erfolg soll
Agentur weiter-
laufen

Alle

Quelle: Stadtentwicklungsbehörde Hamburg (STEB), Leitfaden zur Darstellung von Quartiersentwicklungskonzepten im Rahmen der Sozialen Stadtteilentwicklung, Anlage 2; 
veränderte Wiedergabe durch das Difu.



6

le, sondern auch für die Inhalte der Integ-
rierten Handlungskonzepte. Diese sind
zwar an den Problemen und Potenzialen
der Programmgebiete ausgerichtet, müs-
sen aber als Bestandteil eines gesamt-
städtischen Handlungskonzepts angelegt
sein. Erfolg bei der Umsetzung des Pro-
gramms Soziale Stadt hängt unter ande-
rem davon ab, inwieweit es gelingt, ge-
bietsbezogene Maßnahmen, Projekte,
Verfahren und Strategien programmatisch
mit der gesamtstädtischen Entwicklungs-
politik zu verknüpfen und die gesamtstäd-
tischen Wirkungszusammenhänge nicht
aus dem Blick zu verlieren. Die gebietsbe-
zogenen Integrierten Handlungskonzepte
müssen in gesamtstädtische Konzepte
eingebunden sein, damit ausgeschlossen
werden kann, dass problematische Ent-
wicklungen nur sozialräumlich verschoben
werden oder dass quartierbezogenen
Strategien durch übergeordnete Politiken
entgegengewirkt wird. Dies betrifft insbe-
sondere die Bereiche Wohnungs- und In-
frastrukturpolitik.

Auch hinsichtlich einer Evaluierung oder
Erfolgskontrolle muss über Stadtteilgren-
zen hinaus die gesamtstädtische Ver-
gleichsperspektive gewahrt werden. Wir-
kungen nur zu ermitteln, indem Verände-
rungen in den Quartieren selbst untersucht
werden, birgt die Gefahr, neue, beispiels-
weise durch Verdrängung entstandene
Problemverdichtungen zu übersehen oder
zu ignorieren, wie dies schon bei der tradi-
tionellen Sanierung der Fall war.

Ausblick:
Integrierte Handlungskonzepte
zwischen Offenheit und Ver-
bindlichkeit
Erfahrungen in Nordrhein-Westfalen, dem
Land mit der bisher längsten Tradition in-
tegrierter Stadtteilentwicklung, machen
deutlich, wie wichtig es ist, die Integrierten
Handlungskonzepte kontinuierlich und
durch politische Beschlüsse abgesichert
fortzuschreiben, und zwar so, dass gleich-
zeitig Ziele und Leitvorstellungen weiter-
entwickelt und Teilschritte umgesetzt wer-
den. Dies schafft Transparenz im Hinblick
auf das anvisierte Leitbild für die Stadtteil-
entwicklung, den Erfolg bereits umge-

setzter Projekte und Maßnahmen sowie
den Korrekturbedarf des Konzepts.

In den Kommunen wird dem Integrierten
Handlungskonzept offenbar bislang ganz
unterschiedlich große Bedeutung zuge-
wiesen. Für den Erfolg des Programms
Soziale Stadt erscheint es unerlässlich,
beim Integrierten Handlungskonzept län-
gerfristig von einer höher liegenden
Messlatte an dessen integrativen Gehalt,
seine Problemlösungskapazität und seine
Leistungsfähigkeit als Steuerungs- und
Koordinierungsinstrument auszugehen �
und das heißt nicht zuletzt, sich auf Qua-
litätsstandards für Integrierte Handlungs-
konzepte zu verständigen.

Heidede Becker, Christa Böhme und
Ulrike Meyer  ! Difu

Quelle: Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung des Landes NRW (Hrsg.), Analyse der Umset-
zung des integrierten Handlungsprogramms für Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf,
1. Auflage, Dortmund 2000 (ILS 166), S. 29.

Sonstige 20%

Kinder und
Jugendliche 18%

Stadterneuerung 14%Bürgerbeteiligung/
-aktivierung 9%

Umwelt/Ökologie 8%

Sport- und
Bewegung 5%

Integration/
Zusammenleben 7%

Wirtschaftsförderung/
Lokale Ökonomie 7%

Soziale Infrastruktur/
Stadtteilzentren 7%

Stadtteilmarketing/
Imageverbesserung 5%

Integriertes Handeln auf Projektebene:
�Mehrzielprojekte� am Beispiel des Handlungsfeldes Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik




